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AMTSGERICHT STARNBERG 

Beschluss: 

 
In Sachen 

 
 

Antragsteller 
 
gegen 
 

Antragsgegner 
 

wegen Unterlassung 
 

 
I.  Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung wird 

abgelehnt. 
 
II.  Die Kosten des des Rechtsstreits trägt der Antragsteller . 
 
III.  Der Streitwert wird auf 4.000,-- EUR festgesetzt. 

 
 

Gründe: 
 
Der Antragsteller machte weder Verfügungsanspruch, noch Verfügungsgrund hinreichend glaubhaft, §§ 940, 
935, 936, 920 ZPO. 
 
Nach dem Vortrag des Antragstellers steht ihm ein materieller Unterlassungsanspruch nach § 1004 BGB 
analog nicht zu. Die Bezeichnung als "Dialer-Parasit" stellt nicht ohne Weiteres eine Beleidigung dar und 
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kann durch das Grundrecht der Meinungsfreiheit nach Art. 5 Grundgesetz oder die Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen analog § 193 StGB gerechtfertigt sein. Das Wort Parasit stammt von den griechischen Worten 
para für neben und sitos für gemästet ab und ist vom Wortstamm nicht von vorneherein dem Tierreich zuzu-
ordnen. Die Formulierung "Dialer-Parasit" mag 
überspitzt und polemisch erscheinen, kann aber bei Verwendung gegenüber einem Anbieter von Dia-
lerprogrammen zum Download von Software, der hierbei bewußt auf eine Täuschung der Nutzer setzt, von 
der allgemeinen Meinungsfreiheit oder der Wahrung berechtigter Interessen gedeckt sein. Nach eigenem 
Vortrag des Antragstellers setzt er für kostenpflichtige Inhalte Dialer als Zahlungssysteme ein. Ob er hierbei 
die Grenzen seriösen Geschäftsgebarens wahrt, ist dem Vortrag des Antragstellers nicht zu entnehmen. 
Dies kann letztlich offen bleiben, da das rechtsmißbräuchliche Verhalten des Antragstellers durch gleichzei-
tige Stellung ähnlicher Anträge bei zahlreichen bundesweiten Gerichten in der offensichtlichen Absicht der 
Schädigung des Antragsgegners zu einem Fortfall des Anspruchs führt. Auch ein Verfügungsgrund ist nicht 
hinreichend glaubhaft gemacht. 
 
Nach eigenem Vortrag des Antragstellers veröffentlichte der Antragsgegner die angegangene Äußerung 
bereits am 30.12.2006. Erst am 20.02.2007 ging der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung beim 
Amtsgericht Starnberg ein. Ein Verfügungsgrund setzt jedoch Dringlichkeit voraus, die dann fehlt, wenn der 
Antragsteller in Kenntnis der maßgeblichen Umstände untätig bleibt und 
den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung erst nach längerer Zeit stellt. 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs.1 ZPO. 
 
Der Streitwert richtet sich nach dem angegebenen Interesse des Antragstellers. 
 

 


